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D
ie Abstraktion eines Amtes von 
der Person, die es gerade aus-
füllt, ermöglicht Kontinuität 
von Herrschaft und Distanzie-

rung der Amtsführung von individuellen 
Eigeninteressen. Moderne Gesellschaften 
sind stark verwaltungsbedürftig, wie  die 
Politikwissenschaftler Julian Müller und 
Astrid Séville jetzt in einem Aufsatz  
(„Menschen im Amt. Verletzbarkeit in der 
politischen Kommunikation der Gegen-
wart“) in der „Zeitschrift für Soziologie“ 
(Bd. 54, H. 1, 2025) treffend herausarbei-
ten. Aber was bedeutet das für ein zeitge-
mäßes Verständnis von Menschen im Amt, 
und was sind die Wurzeln einer Amtsidee, 
die deutlich älter ist als die repräsentative 
Demokratie? Lässt sich vordemokrati-
sches Institutionendenken demokratisch 
nutzbar machen? Ein lesenswertes 
Schwerpunktheft von „Mittelweg 36“, der  
Zeitschrift des Hamburger Instituts für So-
zialforschung (Jg. 34, Heft 3–4, 2025), das 
Séville und Müller zusammengestellt ha-
ben, geht diesen Fragen aus verschiedenen 
fachlichen Perspektiven nach.

Rechtsstaatliche Stabilität durch Amts-
bindung steht in einem Spannungsverhält-
nis zum demokratischen Gestaltungsan-
spruch. Das Berufsbeamtentum, das Arti-
kel 33 Absatz 5 des Grundgesetzes 
gewährleistet, ist mit dem Bundesverfas-
sungsgericht der institutionelle Versuch, 
als Gegengewicht zum „politischen Kräf-
tespiel eine stabile, gesetzestreue Verwal-
tung zu sichern“ (so zuletzt 2020 der Zwei-
te Senat zur Richterbesoldung). Nach dem 
Gericht „kann die strikte Bindung an 
Recht und Gemeinwohl, auf die die histo-
rische Ausformung des deutschen Berufs-
beamtentums ausgerichtet ist, auch als 
Funktionsbedingung der Demokratie be-
griffen werden“ (so 2007 der Zweite Senat 
zur Teilzeitbeschäftigung von Beamten). 
Im demokratischen Rechtsstaat lässt sich 
die konkrete Bedeutung von Amtlichkeit, 
die in weiten Teilen vergesetzlicht ist, 
nicht einheitlich formulieren, sondern nur 
funktional differenziert verstehen. Jedes 
Amt ist anders, die Richterin erfüllt ande-
re Funktionen als der Verwaltungsbeamte, 
die Abgeordnete oder die Ministerin. 

So ist es auf (berechtigte) Kritik gesto-
ßen, dass das Bundesverfassungsgericht in 
seiner Rechtsprechung zu amtlichen Äu-

Gerade weil Demokratie als egalitäre 
Form der Selbstbestimmung ohne Volun-
tarismus nicht denkbar wäre, bedarf sie 
hinreichender Gegengewichte, welche die 
Unbilden des rohen Mehrheitswillens er-
träglich machen. Das Amt erfüllt eine Dis-
tanzierungsfunktion, nicht obwohl, son-
dern weil reale Herrschaft nun einmal von 
Menschen aus Fleisch und Blut gemacht 
wird. „Womöglich müssen Herrschende 
heute weniger an ihr Mensch-Sein als an 
die Funktion von Unpersönlichkeit erin-
nert werden“, geben Müller und Séville zu 
bedenken angesichts vermehrter „Ange-
bote persönlicher Nahbarkeit“, die  auf 
schwindendes Institutionenver trau en re-
agieren. Das ist richtig. Vielleicht bedarf 
es aber auch einer Erinnerung der juristi-
schen Gralshüter rechtsstaatlicher Hygie-
ne daran, umgekehrt die Juridifizierung 
politischer Ämter nicht zu übertreiben.

Wenn es mit Möllers die eigentliche 
Leistung des Amtsbegriffs ist, „sich von 
den gesellschaftlichen Erwartungen ent-
koppeln zu können“, wird auch deutlich, 
warum es sinnvoll bleibt, staatliche Profes-
sorenämter zu schaffen. Dahinter steht die 
Ratio der Freiheit von Forschung und Leh-
re, dass „gerade eine von gesellschaftli-
chen Nützlichkeits- und politischen 
Zweckmäßigkeitsvorstellungen befreite 
Wissenschaft dem Staat und der Gesell-
schaft im Ergebnis am besten dient“, wie 
der Erste Senat des Bundesverfassungsge-
richts 1978 zum Hessischen Universitäts-
gesetz ausführte. Im Amt steckt immer 
auch ein Stück Autonomisierung, denn die 
Verpflichtung auf einen Auftrag lässt es 
graduell zu, gesellschaftlichem Druck 
durch Verweis auf ein Gemeinwohl – statt 
auf plumpen Eigennutz – zu widerstehen.

Das Bundesverfassungsgericht hat sich 
durch seine vorausschauende Beamten-
rechtsjudikatur um die Resilienz des öf-
fentlichen Dienstes im Krisenfall verdient 
gemacht, lange bevor Szenarien vorstell-
bar wurden, in denen es darauf ankommen 
könnte. Ein Blick in die Vereinigten Staa-
ten zeigt, warum das sehr vernünftig ist. 
Berufsbeamtentum und Amtsbegriff sind 
Beispiele dafür, wie sich eine Demokratie 
vordemokratische Artefakte aneignen 
kann und von gesellschaftlichen Leistun-
gen lebt, die sie nicht erfunden, sondern 
geerbt hat. KLAUS FERDINAND GÄRDITZ

ßerungsrechten Regierungsmitglieder wie 
Berufsbeamte behandelt und letztlich 
ihrer demokratischen Politizität entklei-
det. Dass sich Angela Merkel nicht in 
ihrem Amt als Bundeskanzlerin kritisch 
zur AfD äußern durfte, wirkte weltfremd 
und wie frühliberale Rechtsstaatsroman-
tik. Gewiss: Wenn die Regierung über die 
Opposition alles sagen dürfte, drohten 
russische Verhältnisse. Wenn sie aber 
nichts mehr sagen darf, um die Demokra-
tie zu verteidigen, eben irgendwann auch.

Die Amtsidee ist älter als der moderne 
Staat und daher nicht notwendig etatis-
tisch, obgleich es immer wieder etatisti-
sche Vereinnahmungsversuche gab. In der 
vormodernen „transpersonalen institutio-
nellen Kontinuität“ des Amtes, die Chris-
toph Möllers erläutert, liegt eine der zent-
ralen Abstraktionsleistungen, die eine mo-
derne regelbasierte Ordnung erst ermögli -
chen. Schon bei Ernst Kantorowicz 
erscheint der unsterbliche Amtskörper des 
mittelalterlichen Königs als Vorwegnah-
me einer modernen Ämterordnung, bei 
der die Legitimationsquelle historisch 
kontingent und austauschbar bleibt. Das 
Amt emanzipiert einen Zuständigkeits-
kreis von der konkreten Person, die in die-
sem treuhänderisch tätig wird. Menschli-
che Schwächen sind dann auszuhalten, 
weil sie nicht mehr die institutionelle Be-
deutung von Herrschaft ausmachen und 
Fehlleistungen einzelner Amtswalter 
gegen die Kontrastfolie des erteilten Auf-
trags sichtbar werden.

Wenn Amtlichkeit zunächst einmal, wie 
Möllers darlegt, eine Frage stabiler Herr-
schaftsorganisation und nicht materialer 
Herrschaftslegitimation ist, bedeutet das 
nicht, dass Amtlichkeit nicht Instrument 
sein könnte, um Legitimation durch recht-
liche Ermächtigung zu vermitteln und 
gegen Parteilichkeit, Voreingenommen-
heit oder Eigennutz zu schützen. Das passt 
auf die Verwaltung und Rechtsprechung 
eher als auf politische Gesetzgebung und 

Regierung. Die Befangenheitsregeln des 
Verwaltungsverfahrens- und des Prozess-
rechts als spezifischer Ausdruck von Amt-
lichkeit zeigen dies. Es gehört zu den 
Schwachstellen des deutschen Verfas-
sungsdenkens, das sich vor allem aus 
Rechtsstaatstraditionen speist, keinen Be-
griff des politischen Regierens entwickelt 
zu haben. Eine „Verbeamtung des Amtsbe-
griffs“ (Möllers) verklärt letztlich das apo-
litische Verwalten zum Ideal einer wohlge-
ordneten rechtsstaatlichen Exekutive.

In einer Demokratie wird freilich Herr-
schaft auf Zeit durch Legitimationsakt 
stets konkreten Menschen übertragen. Der 
Amtswalter bleibt unhintergehbar körper-
lich. Die Idee der Amtlichkeit abstrahiert 
hingegen das Amt zu einem normativen 
Zurechnungszusammenhang, dessen vir-
tuelle Wirklichkeit eine normative Bedeu-
tungsmatrix bleibt – so wie ein Gesetzblatt 
nicht Legislativwille ist, sondern ihn nur 
auf Papier abdrucken kann. Historisch 
spielte – wie die Historikerin Barbara 
Stollberg-Rilinger veranschaulicht – die 

Körperlichkeit eine viel größere, aber auch 
durchweg ambivalente Rolle. Zur beinahe 
sakralen Überhöhung des königlichen 
Körpers als des Fixpunkts charismatischer 
Herrschaftskommunikation „unter Anwe-
senden“ gesellte sich eine radikale Abs-
traktion. Etwa wurde Maria Theresia von 
Österreich nur als Mann zum König von 
Böhmen und Ungarn gekrönt. Mit dem 
Bedeutungsverlust der Körperlichkeit in 
den nachrevolutionären republikanischen 
Verfassungen, in denen politische Ämter 
durch Wahl übertragen wurden, waren 
hingegen – so Stollberg-Rilinger – „Frauen 
von der Sphäre des Politischen viel effekti-
ver ausgeschlossen, als sie es unter Bedin-
gungen dynastischer Herrschaft je gewe-
sen waren“. Die rationale Abstraktion des 
Amtes vom Körper beseitigte die Verge-
schlechtlichung politischer Ämter also 
nicht, sondern machte sie nur unsichtbar.

Amtlichkeit ist richtig verstanden keine 
Absage an Gestaltungsmacht. Das sanitä-
re Rechtsstaatsmodell, das Amtshandeln 
auf determinierten Vollzug enger Ermäch-

tigungen reduziert, ist – das zeigt Möllers – 
ein Sonderpfad des deutschen Liberalis-
mus. Dem entspricht es klischeehaft, die 
Demokratizität der Verwaltung an einem 
möglichst exakten Vollzug des demokrati-
sches Gesetzes zu messen. Als allzu grobe 
Schablone wird dies weder dem demokra-
tischen noch dem rechtsstaatlichen Eigen-
wert der Verwaltung gerecht. Der Verwal-
tung werden Gestaltungsmacht und Ent-
scheidungsspielräume gerade auch  zu dem 
Zweck übertragen, dass sie eine demokra-
tisch gesetzte Aufgabe pragmatisch, effek-
tiv und mit grundrechtlicher Rücksicht-
nahme auf den Einzelfall vollzieht. Amt-
lichkeit sichert hier die notwendige 
Distanz zu Eigeninteressen und Akteuren.

Die Ausdifferenzierung von Ämtern 
war mit einer Professionalisierung verbun-
den, seit Amtsaufgaben komplexer wur-
den und höhere Spezialisierung erforder-
ten. Radikalisiert kann dies in eine Episte-
misierung des Politischen münden, in eine 
Überrationalisierung, die diejenigen als 
fremdverwaltet zurücklässt, die nicht 
mehr mitreden können. Positiv werden 
hingegen Rationalitätserwartungen an 
amtliches Handeln stabilisiert, von denen 
gerade eine Demokratie lebt. Gründet 
Amtsvertrauen auf Professionalität, müs-
sen Verfahren der Personalauswahl hinrei-
chende Sachlichkeit gewährleisten. Über-
mäßige Politisierung kann dann toxisch 
wirken, wie sich zuletzt an den beschä-
mend havarierten Wahlen zum Bundes-
verfassungsgericht beobachten ließ. Wenn 
das Torpedieren demokratischer Amtsbe-
setzung durch Häme, gezielte Diskreditie-
rung und Schmutzkampagnen gleichwohl 
vereinzelt als Zeichen lebendiger Demo-
kratie gedeutet wird, sollte dies eine War-
nung sein, wie schmal der Grat zwischen 
der Gefühlswelt eines popular constitutio-
nalism und dem Flirt mit der Ochlokratie 
sein kann. Der bisherige Habitus profes-
sioneller Sachlichkeit stand der Demokra-
tie besser zu Gesicht.

Die Demokratie lebt auch aus dem Amt
Julian Müller und Astrid Séville lassen das Wechselspiel von Versachlichung und Personalisierung erforschen

6). Nicht ganz könne ausgeschlossen wer-
den, dies als einen Hinweis auf Otto den 
Großen (912 bis 973, regierte als König 
von 936 an und als Kaiser von 962 an) zu 
deuten, der um 958 „schwer erkrankte“, 
aber bald wieder genesen sei. Sollte diese 
Deutung zutreffen, hätte man zumindest 
einen gesicherten Terminus post quem 
für den Kronreifen.

Eindeutig später sind das große Stirn-
kreuz und der Bügel über der Mitte der 
Reichskrone hinzugefügt worden. Aber 
auch hier ist man sich in der Forscher-
gruppe über eine exakte Datierung noch 
keineswegs einig. Auf dem Bügel etwa 
ist, was für Kronen eher ungewöhnlich 
ist, eine aus Perlen gebildete Inschrift zu 
lesen: CHVONRADVS.DEI.GRATIA 
(rechte Seite beziehungsweise von der 

Nacken- zur Stirnplatte reichend) und 
ROMANORV¯.IMPERATOR.AVG (linke 
Seite beziehungsweise von der Stirn- zur 
Nackenplatte reichend). Ob es sich dabei 
um eine Widmungsinschrift handelt, ob 
von einem Kaiser Konrad oder für einen 
Kaiser Konrad, konnte gleichfalls noch 
nicht beantwortet werden.

Das Projekt zur Geschichte der Reichs-
krone bleibt jedenfalls spannend. Wäh-
rend man, wie so oft bei wissenschaftli-
chen Untersuchungen, auf weitere Förde-
rungen, also eine Fortsetzung hofft, ist 
spätestens für Mitte 2026 die Herausgabe 
einer Dokumentation in Buchform ange-
kündigt. Interessierte können schon jetzt 
auf der kostenfrei einsehbaren Seite 
www.projekt-reichskrone.at nach weite-
ren Details forschen. MARTIN LHOTZKY

Die Krone ist ihm zu groß? 
Die Entkräftung dieser Befürchtung 
bei der Krönung Philipps von 
Schwaben am 8. September 1198
 in Mainz nannte Walther 
von der Vogelweide ein Wunder.

D
as von Albrecht Dürer 1512 
im Auftrag der Reichsstadt 
Nürnberg fertiggestellte 
Gemälde von Kaiser Karl 
dem Großen kennt man. 

Dürer präsentiert den Herrscher darauf 
eingerahmt von den Wappen des Heili-
gen Römischen Reiches – schwarzer Ad-
ler auf goldenem Grund, allerdings heral-
disch gespiegelt in die falsche Richtung 
blickend, wohl um seine Aufmerksamkeit 
dem Kaiser Karl zuzuwenden – und des 
französischen Königreichs – drei goldene 
Lilien auf blauem Grund. Dazu trägt Karl 
in der linken Hand den Reichsapfel, in 
der Rechten das Reichsschwert und auf 
dem Haupte die Reichskrone.

Man muss nicht einmal an die unter-
haltsame These von Heribert Illig über 
das „erfundene Mittelalter“ erinnern, 
die  auch drei Jahrzehnte alt ist, um zu 
konstatieren, dass die Reichskrone 
nichts mit Karl dem Großen zu tun ha-
ben kann. Wann und wo oder gar von 
wem sie – ursprünglich – geschaffen 
wurde, ist aber nach wie vor ein span-
nendes Rätsel. Dessen Lösung zumin-
dest ein wenig näher zu kommen, hat 
sich eine interdisziplinäre Forschungs-
gruppe rund um den Kurator der Kaiser-
lichen Schatzkammer Wien, Franz 
Kirchweger, seit 2022 mit dem For-
schungsprojekt „CROWN. Untersuchun-
gen zu Materialität, Technologie und Er-
haltungszustand der Wiener Reichskro-
ne“ vorgenommen. Ende Juni wurden 
nun im Vortragssaal des Weltmuseums 
Wien, wie die Schatzkammer ebenfalls 
in der Hofburg gelegen und auch Teil 
des Museumsverbandes des Kunsthisto-
rischen Museums, in einer zweitägigen, 
dicht besetzten Veranstaltung ein Groß-
teil der Ergebnisse präsentiert.

Etwa zu den Materialien: Obwohl es 
bislang auch mit modernsten naturwis-

Wie kam der römisch- 
deutsche Kaiser an 
das Zeichen seiner 
Würde? Die Wiener 
Schatzkammer lässt 
das Kopfputzmaterial 
erforschen. 

senschaftlichen Methoden nicht 
möglich ist, den genauen Zeit-
punkt der Anfertigung von 
emaillierten oder metallischen 
Objekten zu eruieren, konnten 
dennoch mittels teils höchst 
aufwendiger Untersuchungen 
einige aussagekräftige Resulta-
te erzielt werden. Besondere 
Rücksicht musste dabei freilich 
darauf genommen werden, die 
Elemente der Reichskrone kei-
nesfalls zu beschädigen, also 
war etwa der Einsatz von Com-
putertomographie ausgeschlos-
sen.

Von den acht reich mit Per-
len, Glas- und Edelsteinen ver-
zierten Platten der Krone, die 
jeweils oben rund abschließen, 
sind vier mit Emailtafeln mit 
den heiligen Schriften ent-
nommenen Zitaten und darauf 
basierenden Abbildungen ge-
schmückt. Zur Untersuchung 
von deren Herstellung, also et-
wa welche Elemente für welche 
Farben kristallisiert worden waren, 
fanden zum Beispiel hochauflösende 
3D-Mikroskopie, einige Arten von Tech-
nischer Fotografie, Röntgenfluoreszenz-
analyse, Photolumineszenz-Spektrosko-
pie oder UV/VIS-Spektroskopie Anwen-
dung. Die Ergebnisse ließen sich dann 
mit denen zu ähnlichen (Schmuck-)Ob-
jekten aus mittelalterlicher Zeit verglei-
chen, deren Auftraggeber oder Herstel-
ler besser dokumentiert sind. Erste 
Schlüsse aus diesen Vergleichen lassen, 
wenn auch mit gewisser Vorsicht, auf 
Werkstätten eher im Mittelrheingebiet 
als etwa im süddeutschen Raum oder 
Oberitalien tippen.

Speziell die Email-Bildtafeln wurden 
neben der materialtechnischen Untersu-
chung auch mit kunsthistorischen, histo-
rischen und epigraphischen Methoden 
unter die Lupe genommen. So berichtete 
etwa Clemens M. M. Bayer (Lüttich), dass 
drei der vier Tafeln ziemlich eindeutig 
Bezug auf von Herrschern erwartetes Be-
nehmen – Gottesfurcht und Vermeidung 
des Bösen (König Salomon), Achtung des 
Rechts (König David), Begründung der 
Herrschaft durch Christus (Christus) – 
anmahnen. Die vierte Tafel allerdings 
zeigt den Propheten Jesaja, der dem Kö-
nig Ezechias  die Botschaft Gottes über-
bringt, weil er so brav und gläubig sei, 
müsse er noch nicht sterben, sondern 
dürfe noch fünfzehn weitere Jahre regie-
ren (2. Buch der Könige, Kapitel 20, Vers 

Ob Salomon oder Pharao, konnte den 
Kaisern nicht gleich sein: Wie König 
David ist auch  dessen Sohn und 
Nachfolger auf der Krone verewigt.

Welche Beute eingefangen! 
Auf der Innenseite eines 

Amethysts der Nackenplatte 
wurde ein antikes Intaglio 
entdeckt: eine Mänade mit 

Theatermaske.

Einer der 71 Saphire – außerdem 
befinden sich 50 Granate, 20 Smaragde, 
13 Amethyste, 4 Chalcedone, 
3 Spinelle und 11 verschieden gefärbte 
Gläser an der Reichskrone.

Da ergattert man eine 
edelsteinbesetzte Krone aus 
uralten Zeiten: Die seit 
1424 in Nürnberg verwahrten 
Reichskleinodien wurden 
am 29. Oktober 1800 der 
Kaiserlichen Schatzkammer 
in Wien einverleibt.
Fotos KHM-Museumsverband

Hoffentlich hat 
er die Krone nicht 
verschlampt

Für linke Aktivistinnen nicht maßgeschneidert? Die Barette werden  unter den 
Mitgliedern des Vereins der Richter des Bundesverfassungsgerichts vererbt. Sie 
werden individuell zugeschnitten, damit sie gleich aussehen. Foto Picture Alliance


